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KURZE BEGRÜNDUNG

Die Verfasserin der Stellungnahme begrüßt den Vorschlag der Kommission für eine 
Verordnung zur Einrichtung des Instruments zur Stärkung der Europäischen 
Verteidigungsindustrie durch Gemeinsame Beschaffung. Die ungerechtfertigte Invasion in die 
Ukraine durch die Russische Föderation und der andauernde bewaffnete Konflikt in der 
Ukraine haben deutlich gemacht, dass jetzt gehandelt werden muss, um die bestehenden 
Defizite zu beseitigen. Die Verfasserin der Stellungnahme stimmt zu, dass ohne 
Koordinierung und Zusammenarbeit die erhöhten Investitionen der Mitgliedstaaten die 
Zersplitterung des europäischen Verteidigungssektors vertiefen, das Potenzial für eine 
Zusammenarbeit über den gesamten Lebenszyklus der Ausrüstung begrenzen, äußerliche 
Abhängigkeiten verstärken und die Interoperabilität behindern würden.

Der vorliegende Entwurf einer Stellungnahme konzentriert sich auf die Bereiche, in denen der 
Haushaltskontrollausschuss einen Mehrwert erbringen kann, insbesondere die Kontrolle der 
Ausführung des Haushaltsplans der Union und die Überwachung der Kosteneffizienz der 
verschiedenen Formen der Unionsfinanzierung bei der Durchführung der Strategien der 
Union.

In diesem Sinne konzentriert sich der Vorschlag der Verfasserin auf drei Hauptbereiche: die 
Arten der Finanzierung und die Wahl ihrer Durchführungsmethoden, Schlüsselelemente der 
Festlegung des Arbeitsprogramms und der Gewährungskriterien sowie den Schutz der 
finanziellen Interessen der Union, einschließlich der Stärkung der Rolle des Rechnungshofs, 
des OLAF und der EUStA. 

Was die Durchführung und die Formen der EU-Finanzierung betrifft, nimmt die Verfasserin 
der Stellungnahme mit Besorgnis zur Kenntnis, dass im Vorschlag der Kommission eine nicht 
an Kosten geknüpfte Finanzierung im Vordergrund steht. Die Verfasserin der Stellungnahme 
weist darauf hin, dass dies nicht die einzige in der Haushaltsordnung vorgesehene Option ist, 
und betont, dass ähnliche Instrumente gemäß dem Grundsatz nicht an Kosten geknüpfter 
Finanzierungen, etwa im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilität, in die Kritik geraten 
sind, da ihre Durchführung mangelbehaftet ist, wobei die Probleme unklare Etappenziele oder 
das Fehlen einer Methode zur Quantifizierung der Auswirkungen nicht erreichter 
Etappenziele betreffen. In diesem Szenario schlägt die Verfasserin vor, die Anwendung dieses 
Instruments nicht auf diese Finanzierungsmethoden zu beschränken, und fordert die 
Kommission auf, andere Möglichkeiten wie die Erstattung tatsächlich angefallener 
förderfähiger Kosten zu prüfen. 

Die Verfasserin schlägt weitere Verbesserungen für Fälle vor, in denen eine nicht an Kosten 
geknüpfte Finanzierung letztlich als angemessen erachtet wird, insbesondere in Bezug auf die 
Verfeinerung der Festlegung der Etappenziele, die Überprüfungsverfahren und etwaige 
Korrekturen im Falle einer unzureichenden Erfüllung. Die Verfasserin der Stellungnahme 
schlägt auch die Festlegung eines gewissen Mindestumfangs für die gemeinsame Beschaffung 
vor, um eine tatsächliche und messbare Wirkung zu gewährleisten. 

Schließlich schlägt die Verfasserin weitere Änderungen vor, die darauf abzielen, einen 
angemessenen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu gewährleisten, indem die Rolle 
des Rechnungshofs, des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) und der 
Europäischen Staatsanwaltschaft (EUStA) näher ausgeführt und spezifische Bestimmungen 
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eingeführt werden, mit denen ihre Rechte und der Zugang in Drittländern, die sich am 
Instrument beteiligen, gewährleistet werden sollen. 

Abschließend bedauert die Verfasserin der Stellungnahme zutiefst, dass sich die Kommission 
dafür entschieden hat, diesen Vorschlag für eine Verordnung zur Schaffung des Instruments 
ohne Folgenabschätzung vorzulegen, und erinnert die Kommission an ihre Verpflichtungen 
im Rahmen ihrer eigenen Agenda für bessere Rechtsetzung.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Haushaltskontrollausschuss ersucht die federführenden Ausschüsse, den Ausschuss für 
Industrie, Forschung und Energie und den Unterausschuss für Sicherheit und Verteidigung, 
folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Angesichts der militärischen 
Aggression Russlands gegen die Ukraine 
verpflichteten sich die Staats- und 
Regierungschefs der EU auf ihrem Treffen 
in Versailles am 11. März, „die 
Verteidigungsfähigkeiten Europas zu 
stärken“. Sie kamen überein, die 
Verteidigungsausgaben zu erhöhen, die 
Zusammenarbeit durch gemeinsame 
Produkte und die gemeinsame Beschaffung 
von Verteidigungsfähigkeiten zu 
intensivieren, Defizite zu beseitigen, 
Innovation zu fördern und die 
Verteidigungsindustrie der EU zu stärken 
und zu fördern.

(1) Angesichts der militärischen 
Aggression Russlands gegen die Ukraine 
verpflichteten sich die Staats- und 
Regierungschefs der EU auf ihrem Treffen 
in Versailles am 11. März, „die 
Verteidigungsfähigkeiten Europas zu 
stärken“. Sie kamen überein, die 
Verteidigungsausgaben zu erhöhen, die 
Zusammenarbeit durch gemeinsame 
Projekte und die gemeinsame Beschaffung 
von Verteidigungsfähigkeiten zu 
intensivieren, Defizite zu beseitigen, 
Innovation zu fördern und die 
Verteidigungsindustrie der EU, 
einschließlich kleiner und mittlerer 
Unternehmen (KMU), zu stärken und zu 
fördern.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Ein im Geiste der Solidarität 
konzipiertes, spezielles kurzfristiges 
Instrument wird dort als das Instrument 
genannt, das Anreize für Mitgliedstaaten 
schafft, auf freiwilliger Basis gemeinsame 
Beschaffungen durchzuführen, um auf 
kooperative Weise die dringendsten und 
kritischsten Lücken – vor allem jene, die 
durch die Reaktion auf die derzeitige 
Aggression Russlands entstanden sind – zu 
schließen.

(4) Ein im Geiste der Solidarität 
konzipiertes, spezielles kurzfristiges 
Instrument wird dort als das Instrument 
genannt, das Anreize für Mitgliedstaaten 
schafft, auf freiwilliger Basis gemeinsame 
Beschaffungen durchzuführen, um auf 
kooperative Weise die dringendsten und 
kritischsten Lücken – vor allem jene, die 
durch die Reaktion auf die derzeitige 
Aggression Russlands entstanden sind – zu 
schließen. Diese kritischen und 
dringenden Beschaffungen zielen darauf 
ab, die Menge der bereits in Besitz 
befindlichen Verteidigungsgüter zu 
erhöhen, was die gemeinsamen 
Beschaffungsmöglichkeiten im Rahmen 
des Instruments einschränken könnte.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Die Stärkung der technologischen 
und industriellen Basis der europäischen 
Verteidigung sollte daher im Mittelpunkt 
dieser Anstrengungen stehen. In der Tat 
bestehen nach wie vor Schwierigkeiten und 
Defizite und die industrielle Basis der 
Verteidigungsindustrie Europas ist nach 
wie vor stark fragmentiert, es gibt keine 
ausreichenden Kooperationsmaßnahmen 
und bei der Interoperabilität der Produkte 
bestehen Defizite.

(6) Die Stärkung der technologischen 
und industriellen Basis der europäischen 
Verteidigung sollte daher im Mittelpunkt 
dieser Anstrengungen stehen. In der Tat 
bestehen nach wie vor Schwierigkeiten und 
Defizite und die industrielle Basis der 
Verteidigungsindustrie Europas ist nach 
wie vor stark fragmentiert, es gibt keine 
ausreichenden Kooperationsmaßnahmen 
und bei der Interoperabilität der Produkte 
bestehen Defizite. Angesichts der 
derzeitigen Lage in Europa, die sich aus 
der Bedrohung seiner Sicherheit ergibt, 
ist es von entscheidender Bedeutung, 
europäische Mittel für die 
Wiederbelebung der Hersteller von 
Verteidigungsgütern in allen 
Mitgliedstaaten bereitzustellen, um die 
Verteidigungsfähigkeit der Union 
aufrechtzuerhalten und zu steigern, wobei 
gleichzeitig sicherzustellen ist, dass die 
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zugewiesenen Mittel effizient und 
wirksam ausgegeben werden.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6a) Darüber hinaus ist es angesichts 
der Tatsache, dass die technologische und 
industrielle Basis der europäischen 
Verteidigung günstige langfristige 
Bedingungen benötigt, von größter 
Bedeutung, dass 
Verteidigungsunternehmen Zugang zu 
Finanzmitteln erhalten, wie im 
Strategischen Kompass für Sicherheit und 
Verteidigung dargelegt. Da 
Verteidigungsunternehmen in der Union 
in der Nachhaltigkeitstaxonomie der 
Union nicht ausdrücklich als nachhaltig 
eingestuft werden, haben sie erhebliche 
Schwierigkeiten, sich Finanzmittel zu 
sichern, und folglich auch, ihre 
Produktionskapazität zu erhöhen, 
wodurch die Verlagerung der Produktion 
aus dem Binnenmarkt für 
Verteidigungsunternehmen attraktiver 
wird. Darüber hinaus sollten die 
Mitgliedstaaten einen ersten 
diesbezüglichen Schritt unternehmen und 
ein positives Signal an die europäischen 
Verteidigungsunternehmen und den 
Finanzsektor senden, indem sie die 
Satzung der Europäischen 
Investitionsbank anpassen, um die 
Finanzierung von 
Verteidigungsinvestitionen zu 
ermöglichen.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) In der derzeitigen, durch eine 
wachsende Bedrohung der Sicherheit und 
von realistischen Aussichten auf einen 
Konflikt hoher Intensität gekennzeichneten 
Lage auf dem Verteidigungsmarkt erhöhen 
die Mitgliedstaaten ihre 
Verteidigungshaushalte in hohem Tempo 
und streben den Erwerb ähnlicher 
Verteidigungsgüter an. Dies führt zu einer 
Nachfrage, deren Umfang die derzeit an 
Friedenszeiten angepassten 
Produktionskapazitäten der 
technologischen und industriellen Basis der 
europäischen Verteidigung übersteigt.

(7) In der derzeitigen, durch eine 
wachsende Bedrohung der Sicherheit und 
von realistischen Aussichten auf einen 
Konflikt hoher Intensität gekennzeichneten 
Lage auf dem Verteidigungsmarkt erhöhen 
die Mitgliedstaaten ihre 
Verteidigungshaushalte in hohem Tempo 
und streben den Erwerb ähnlicher 
Verteidigungsgüter an. Dies führt zu einer 
Nachfrage, deren Umfang die derzeit an 
Friedenszeiten angepassten 
Produktionskapazitäten der 
technologischen und industriellen Basis der 
europäischen Verteidigung übersteigt, 
weshalb es des Einsatzes von 
Spitzentechnologien bedarf, um 
hochleistungsfähige Militär- und 
Sicherheitskapazitäten zu schaffen, die 
darauf ausgelegt sind, die EU in 
strategischer Hinsicht möglichst weit 
voranzubringen. Zudem ist zu beachten, 
dass einige Mitgliedstaaten ihr Budget für 
die Beschaffung von 
Verteidigungsausrüstung bereits 
aufgestockt und bereits nationale 
Beschaffungsverfahren eingeleitet haben. 
Das Instrument würde bedeuten, dass 
einige Mitgliedstaaten im Zeitraum 2022-
2024 höhere Verpflichtungen eingehen 
müssten, als wenn keine Mittel mobilisiert 
würden.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Infolgedessen ist mit einem starken 
Preisanstieg und längeren Lieferfristen zu 
rechnen, was die Sicherheit der Union und 
ihrer Mitgliedstaaten beeinträchtigen 
könnte. Die Verteidigungsindustrie muss 
die für die Auftragsabwicklung 
erforderlichen Produktionskapazitäten 

(8) Infolgedessen ist mit einem starken 
Preisanstieg und längeren Lieferfristen zu 
rechnen, was die Sicherheit der Union und 
ihrer Mitgliedstaaten beeinträchtigen 
könnte. Die Verteidigungsindustrie muss 
die für die Auftragsabwicklung 
erforderlichen Produktionskapazitäten 
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sowie kritische Rohstoffe und 
Unterkomponenten sicherstellen. In diesem 
Kontext könnten Hersteller Großaufträge 
bevorzugt behandeln, wodurch die am 
stärksten exponierten Länder, denen es an 
der kritischen Größe und den finanziellen 
Mitteln zur Gewährleistung umfangreicher 
Aufträge fehlt, möglicherweise gefährdet 
werden.

sowie kritische Rohstoffe und 
Unterkomponenten sicherstellen. In diesem 
Kontext könnten Hersteller Großaufträge 
bevorzugt behandeln, wodurch die am 
stärksten exponierten Länder, denen es an 
der kritischen Größe und den finanziellen 
Mitteln zur Gewährleistung umfangreicher 
Aufträge fehlt, möglicherweise gefährdet 
werden. Daher müssen klare Kriterien für 
die möglichst effektive Zuweisung von 
Unionsmitteln festgelegt werden.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Darüber hinaus sollten 
Anstrengungen unternommen werden, 
damit die höheren Ausgaben zu einer 
wesentlich stärkeren technologischen und 
industriellen Basis der europäischen 
Verteidigung führen. Ohne Koordinierung 
und Zusammenarbeit werden die erhöhten 
Investitionen auf nationaler Ebene die 
Zersplitterung des europäischen 
Verteidigungssektors eher vertiefen.

(9) Darüber hinaus sollten 
Anstrengungen unternommen werden, 
damit die höheren Ausgaben zu einer 
wesentlich stärkeren technologischen und 
industriellen Basis der europäischen 
Verteidigung führen, was unerlässlich ist, 
damit Europa die Sicherheit seiner 
Bürgerinnen und Bürger gewährleisten 
kann. Ohne Koordinierung und 
Zusammenarbeit werden die erhöhten 
Investitionen auf nationaler Ebene die 
Zersplitterung des europäischen 
Verteidigungssektors eher vertiefen.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) In Anbetracht der beschriebenen 
Herausforderungen und des damit 
verbundenen Strukturwandelns in der 
Verteidigungsindustrie der EU scheint es 
notwendig zu sein, die Anpassung der 
technologischen und industriellen Basis der 
europäischen Verteidigung zu 

(10) In Anbetracht der beschriebenen 
Herausforderungen und der damit 
verbundenen strukturellen 
Veränderungen in der 
Verteidigungsindustrie der EU und im 
Einklang mit Artikel 173 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen 
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beschleunigen, ihre Wettbewerbsfähigkeit 
und Effizienz zu steigern und so zur 
Stärkung und Reform der Kapazitäten der 
Verteidigungsindustrie der Mitgliedstaaten 
beizutragen. Im Rahmen der Behebung der 
industriellen Defizite sollten die 
dringlichsten Lücken unverzüglich 
geschlossen werden.

Union (AEUV) scheint es notwendig zu 
sein, die Anpassung der technologischen 
und industriellen Basis der europäischen 
Verteidigung zu beschleunigen, ihre 
Wettbewerbsfähigkeit und Effizienz zu 
steigern und so zur Stärkung und Reform 
der Kapazitäten der Verteidigungsindustrie 
der Mitgliedstaaten beizutragen. Im 
Rahmen der Behebung der industriellen 
Defizite sollten die dringlichsten Lücken 
unverzüglich geschlossen werden. 

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Insbesondere sollten Anreize für 
gemeinsame Investitionen und die 
gemeinsame Beschaffung von 
Verteidigungsgütern geschaffen werden, da 
solche Kooperationsmaßnahmen 
sicherstellen würden, dass die 
erforderlichen Veränderungen in der 
industriellen Basis der EU in kooperativer 
Weise erfolgen und eine weitere 
Zersplitterung der Industrie vermieden 
wird.

(11) Insbesondere sollten Anreize für 
gemeinsame Investitionen und die 
gemeinsame Beschaffung von 
Verteidigungsgütern geschaffen werden, da 
solche Kooperationsmaßnahmen 
sicherstellen würden, dass die 
erforderlichen Veränderungen in der 
industriellen Basis der EU in kooperativer 
Weise erfolgen und eine weitere 
Zersplitterung der Industrie vermieden 
wird. Aufgrund der Unterschiede 
zwischen den Mitgliedstaaten erhöhen 
potenzielle gemeinsame Beschaffungen 
häufig das Volumen einzelner Verträge in 
einem solchen Umfang, dass unter 
Umständen nur die größten europäischen 
Unternehmen der Verteidigungsindustrie 
die Möglichkeit haben, an 
wettbewerblichen Ausschreibungen und 
Vergabeverfahren teilzunehmen. Das ist 
eine Herausforderung, insbesondere für 
KMU, da in einigen Mitgliedstaaten die 
Mehrheit der Unternehmen der 
Verteidigungsgüterindustrie KMU sind.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
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Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Es ist davon auszugehen, dass das 
kurzfristige Instrument die Komplexität 
und die Risiken, die mit solchen 
gemeinsamen Maßnahmen einhergehen, 
verringern und gleichzeitig Größenvorteile 
für die von den Mitgliedstaaten 
unternommenen Maßnahmen zur Stärkung 
und Modernisierung der europäischen 
technologischen und industriellen Basis 
schaffen wird, sodass die Resilienz der 
Kapazitäten in der Union und die 
Versorgungssicherheit verbessert werden. 
Anreize für eine gemeinsame Beschaffung 
würden auch zu geringeren Kosten für den 
Betrieb, die Instandhaltung und die 
Rücknahme der Systeme führen.

(13) Es ist davon auszugehen, dass das 
kurzfristige Instrument die Komplexität 
und die Risiken, die mit solchen 
gemeinsamen Maßnahmen einhergehen, 
verringern und gleichzeitig Größenvorteile 
für die von den Mitgliedstaaten 
unternommenen Maßnahmen zur Stärkung 
und Modernisierung der europäischen 
technologischen und industriellen Basis 
schaffen wird, sodass die Resilienz der 
Kapazitäten in der Union und die 
Versorgungssicherheit verbessert werden. 
Anreize für eine gemeinsame Beschaffung 
würden auch zu geringeren Kosten für den 
Betrieb, die Instandhaltung und die 
Rücknahme der Systeme führen. Die 
Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten soll gefördert werden, was 
zu mehr Solidarität, größerer 
Interoperabilität und effizienteren 
öffentlichen Ausgaben führt.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13a) Das Instrument sollte die 
technologische und industrielle Basis der 
europäischen Verteidigung in die Lage 
versetzen, ihre Produktionskapazitäten 
anzupassen und auszubauen, um die 
erforderlichen Verteidigungsgüter 
herzustellen, die Unabhängigkeit von 
Quellen außerhalb der Union oder der 
NATO zu erhöhen und sicherzustellen, 
dass die Lieferketten im 
Verteidigungsbereich mit den 
Unionspartnern und den NATO-Partnern 
verknüpft bleiben, wodurch ein Beitrag 
zur Stärkung der Versorgungssicherheit 
und der Sicherheits- und 
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Verteidigungsinteressen der Union 
geleistet wird.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13b) Zu den Zielen des Instruments soll 
auch die Steigerung der 
Fertigungskapazitäten für 
Verteidigungsgüter gehören, aber dem 
Instrument zufolge sollen die Mittel für 
die gemeinsame Beschaffung und für die 
Mitgliedstaaten gewährt werden, nicht für 
die Industrie. Es bestünde somit eine 
Diskrepanz zwischen den Zielen des 
Instruments und den zu finanzierenden 
Maßnahmen und den Kriterien für die 
Gewährung der Finanzhilfe.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16) Da das Instrument darauf abzielt, 
die Wettbewerbsfähigkeit und Effizienz 
der Verteidigungsindustrie der Union zu 
steigern, müssen als Bedingung für eine 
Förderung durch das Instrument 
gemeinsame Beschaffungsaufträge 
Rechtsträgern erteilt werden, die in der 
Union oder in assoziierten Ländern 
niedergelassen sind und nicht der Kontrolle 
durch nicht assoziierte Drittländer oder 
durch Rechtsträger nicht assoziierter 
Drittländer unterliegen. In diesem 
Zusammenhang sollte Kontrolle als die 
Fähigkeit verstanden werden, unmittelbar 
oder mittelbar durch einen oder mehrere 
zwischengeschaltete Rechtsträger einen 

(16) Da das Instrument darauf abzielt, 
die Wettbewerbsfähigkeit und Effizienz 
der Verteidigungsindustrie der Union zu 
steigern, müssen als Bedingung für eine 
Förderung durch das Instrument 
gemeinsame Beschaffungsaufträge 
Rechtsträgern erteilt werden, die in der 
Union oder in assoziierten Ländern 
niedergelassen sind und nicht der Kontrolle 
durch nicht assoziierte Drittländer oder 
durch Rechtsträger nicht assoziierter 
Drittländer unterliegen. In diesem 
Zusammenhang sollte Kontrolle als die 
Fähigkeit verstanden werden, unmittelbar 
oder mittelbar durch einen oder mehrere 
zwischengeschaltete Rechtsträger einen 
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bestimmenden Einfluss auf einen 
Rechtsträger auszuüben. Zum Schutz 
wesentlicher Sicherheits- und 
Verteidigungsinteressen der Union und 
ihrer Mitgliedstaaten müssen sich zudem 
die für die Zwecke der gemeinsamen 
Beschaffung genutzten Infrastrukturen, 
Einrichtungen, Mittel und Ressourcen der 
an der gemeinsamen Beschaffung 
beteiligten Auftragnehmer und 
Untersauftragnehmer im Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats oder eines assoziierten 
Drittlands befinden.

bestimmenden Einfluss auf einen 
Rechtsträger auszuüben. Zum Schutz 
wesentlicher Sicherheits- und 
Verteidigungsinteressen der Union und 
ihrer Mitgliedstaaten sollten sich zudem 
die für die Zwecke der gemeinsamen 
Beschaffung genutzten Infrastrukturen, 
Einrichtungen, Mittel und Ressourcen der 
an der gemeinsamen Beschaffung 
beteiligten Auftragnehmer und 
Untersauftragnehmer im Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats oder eines assoziierten 
Drittlands befinden. Die europäische 
Verteidigungspolitik sollte 
dementsprechend darauf ausgerichtet 
sein, die Fähigkeiten aller Mitgliedstaaten 
zu optimieren und die Zusammenarbeit in 
Forschung und Technologie zu fördern, 
um eine koordinierte Entwicklung 
sicherzustellen.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16a) Angesichts der Eigenschaften 
dieses Instruments und seiner 
Rechtsgrundlage, die auf die Stärkung 
der europäischen Verteidigungsindustrie 
abzielt, sollte jede mögliche Abweichung 
gemäß der vorliegenden Verordnung auf 
das absolut notwendige Mindestmaß 
beschränkt werden.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) Um die erforderliche (19) Die Wahl der Form der 
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Anreizwirkung zu erzielen, können 
Finanzhilfen im Rahmen des Instruments 
in Form von nicht an Kosten geknüpften 
Finanzierungen gewährt werden, die auf 
der Erzielung von Ergebnissen in Bezug 
auf Arbeitspakete, Etappenziele oder 
Zielwerte des gemeinsamen 
Beschaffungsverfahrens beruhen.

Finanzierung durch die Union und der 
Methoden der Durchführung des 
Europäischen Verteidigungsfonds sollte 
sich danach richten, inwieweit es diese 
ermöglichen, zur Verwirklichung der 
spezifischen Ziele der Maßnahmen 
beizutragen und Ergebnisse zu erzielen, 
wobei insbesondere die Kosten der 
Kontrollen, der Verwaltungsaufwand und 
das erwartete Risiko der Nichteinhaltung 
zu berücksichtigen sind. Bei dieser 
Auswahl sollte die Verwendung von 
Pauschalbeträgen, 
Pauschalfinanzierungen und Kosten je 
Einheit sowie von nicht mit Kosten 
verknüpften Finanzierungen gemäß 
Artikel 125 Absatz 1 der 
Haushaltsordnung erwogen werden. 
Werden Finanzhilfen im Rahmen des 
Instruments in Form von nicht an Kosten 
geknüpften Finanzierungen gewährt, sollte 
das Hauptkriterium die Erzielung von 
Ergebnissen in Bezug auf Arbeitspakete, 
Etappenziele oder Zielwerte des 
gemeinsamen Beschaffungsverfahrens 
sein, um die erforderliche Anreizwirkung 
zu erzielen

Begründung

Nicht an Kosten geknüpfte Finanzierungen sind nicht die einzige bestehende Art der 
Finanzhilfe. Die Haushaltsordnung lässt ein breiteres Spektrum an Instrumenten zu, die an 
die unterschiedlichen Bedürfnisse angepasst sind und für diese Verordnung besser geeignet 
sein könnten, wie in diesem Änderungsantrag hervorgehoben wird.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20) Sofern die Finanzhilfe der Union in 
Form einer nicht an Kosten geknüpften 
Finanzierung erfolgt, sollte die 
Kommission im Arbeitsprogramm die 
Finanzierungsbedingungen für jede 

(20) Sofern die Finanzhilfe der Union in 
Form einer nicht an Kosten geknüpften 
Finanzierung erfolgt, sollte die 
Kommission im Arbeitsprogramm die 
Finanzierungsbedingungen für jede 
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Maßnahme festlegen, insbesondere a) eine 
Beschreibung der Maßnahmen, die eine 
Zusammenarbeit zur gemeinsamen 
Beschaffung vorsehen, um den 
dringendsten und kritischsten 
Kapazitätsbedarf zu decken, b) die 
Etappenziele für die Durchführung der 
Maßnahme, c) die ungefähre 
Größenordnung, die von der gemeinsamen 
Beschaffung erwartet wird, und d) den 
verfügbaren Höchstbeitrag der Union.

Maßnahme festlegen, insbesondere a) eine 
Beschreibung der Maßnahmen, die eine 
Zusammenarbeit zur gemeinsamen 
Beschaffung vorsehen, um den 
dringendsten und kritischsten 
Kapazitätsbedarf zu decken, b) die 
Etappenziele für die Durchführung der 
Maßnahme, c) die ungefähre 
Größenordnung, die von der gemeinsamen 
Beschaffung erwartet wird, d) den 
verfügbaren Höchstbeitrag der Union und 
e) eine Begründung der Eignung dieser 
spezifischen Form der Finanzierung.

Begründung

Wie bereits im vorherigen Änderungsantrag dargelegt, ist eine nicht an Kosten geknüpfte 
Finanzierung je nach den spezifischen Maßnahmen, die im Rahmen dieses Instruments 
finanziert werden sollen, möglicherweise nicht die geeignetste Finanzierungsoption und kann 
im Hinblick auf den angemessenen Schutz der EU und die Wirtschaftlichkeit der 
Haushaltsführung dieser Mittel eine größere Herausforderung darstellen. Daher wäre es 
wünschenswert, dass die Kommission die Fälle begründet, in denen eine nicht an Kosten 
geknüpfte Finanzierung im Vergleich zu anderen Möglichkeiten als die beste Option erachtet 
wird.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21) Zur Erzeugung der Anreizwirkung 
kann die Höhe des Unionsbeitrags auf der 
Grundlage von Faktoren wie a) der 
Komplexität der gemeinsamen 
Beschaffung, für die ein Anteil des 
voraussichtlichen Umfangs des Auftrags 
auf der Grundlage der Erfahrungen aus 
ähnlichen Maßnahmen als erster 
Näherungswert dienen kann, b) den 
Merkmalen der Zusammenarbeit wie 
gemeinsame Nutzung oder Bevorratung, 
gemeinsames Eigentum oder gemeinsame 
Instandhaltung, die wahrscheinlich zu 
besseren Ergebnissen bei der 
Interoperabilität und langfristigen 

(21) Zur Erzeugung der Anreizwirkung 
kann die Höhe des Unionsbeitrags auf der 
Grundlage von Faktoren wie a) der 
Komplexität der gemeinsamen 
Beschaffung, für die ein Anteil des 
voraussichtlichen Umfangs des Auftrags 
auf der Grundlage der Erfahrungen aus 
ähnlichen Maßnahmen als erster 
Näherungswert dienen kann, b) den 
Merkmalen der Zusammenarbeit wie 
gemeinsame Nutzung oder Bevorratung, 
gemeinsames Eigentum oder gemeinsame 
Instandhaltung, die wahrscheinlich zu 
besseren Ergebnissen bei der 
Interoperabilität und langfristigen 
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Investitionssignalen an die Industrie 
führen, und c) der Zahl der teilnehmenden 
Mitgliedstaaten oder assoziierten Länder 
oder der Einbeziehung weiterer 
Mitgliedstaaten oder assoziierter Länder in 
bestehende Kooperationen differenziert 
werden.

Investitionssignalen an die Industrie 
führen, sowie dem Umfang der 
gemeinsamen Beschaffung, um echte und 
messbare Auswirkungen zu gewährleisten, 
und c) der Zahl der teilnehmenden 
Mitgliedstaaten oder assoziierten Länder 
oder der Einbeziehung weiterer 
Mitgliedstaaten oder assoziierter Länder in 
bestehende Kooperationen differenziert 
werden.

Begründung

Der Beitrag der Union sollte auf Projekte ab einem gewissen Mindestumfang ausgerichtet 
werden, um eine tatsächliche und messbare Wirkung zu gewährleisten.

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22) Die Mitgliedstaaten sollten einen 
Beschaffungsbeauftragten benennen, der in 
ihrem Namen ein gemeinsames 
Beschaffungsvorhaben durchführt. Bei 
dem Beschaffungsbeauftragen sollte es 
sich um eine Vergabebehörde mit Sitz in 
einem Mitgliedstaat oder einem 
assoziierten Drittland handeln, wobei dies 
auch Einrichtungen der Union oder 
internationale Organisationen wie die 
Gemeinsame Organisation für 
Rüstungskooperation (Organisation 
Conjointe de Coopération en matière 
d'Armement OCCAR) einschließt.

(22) Die Mitgliedstaaten sollten einen 
Beschaffungsbeauftragten benennen, der in 
ihrem Namen ein gemeinsames 
Beschaffungsvorhaben durchführt. Bei 
dem Beschaffungsbeauftragen sollte es 
sich um eine Vergabebehörde mit Sitz in 
einem Mitgliedstaat oder einem 
assoziierten Drittland handeln, wobei dies 
auch Einrichtungen der Union oder 
internationale Organisationen einschließt. 
Die Kommission sollte den 
Beschaffungsbeauftragten vor der 
Ausführung der Zahlung zu den bei der 
Maßnahme erzielten Fortschritten 
konsultieren, damit der 
Beschaffungsbeauftragte sicherstellen 
kann, dass die Fristen von den 
Empfängern eingehalten werden. Der 
Beschaffungsbeauftragte sollte der 
Kommission Anmerkungen zum 
Fortschritt der Maßnahme übermitteln, 
damit die Kommission feststellen kann, ob 
die Voraussetzungen für die 
Veranlassung der Zahlung erfüllt 
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wurden.

Begründung

Beschaffungsbeauftragte, die von den Mitgliedstaaten oder assoziierten Drittländern benannt 
werden, handeln in ihrem Namen für die Zwecke der gemeinsamen Beschaffung. Es ist daher 
sinnvoll, dass die Kommission sie vor der Ausführung der Zahlung über die erzielten 
Fortschritte konsultiert.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22a) Die Klauseln, Garantien und 
allgemeinen Beträge im Instruments zur 
Stärkung der Europäischen 
Verteidigungsindustrie durch 
Gemeinsame Beschaffung sollten so 
transparent wie möglich sein, um eine 
Schädigung der finanziellen Interessen 
der Union, einen Verlust der 
Glaubwürdigkeit der Unionsorgane bei 
den Unionsbürgerinnen und -bürgern 
und die Verschwendung wertvoller 
Ressourcen im Zusammenhang mit dem 
Krieg in der Ukraine zu vermeiden.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 23

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23) Gemäß Artikel 193 Absatz 2 der 
Haushaltsordnung kann für eine bereits 
begonnene Maßnahme eine Finanzhilfe 
gewährt werden, wenn der Antragsteller 
nachweisen kann, dass die Maßnahme vor 
der Unterzeichnung der 
Finanzhilfevereinbarung anlaufen musste. 
Außer in hinreichend begründeten 
Ausnahmefällen sollte sich der 

(23) Gemäß Artikel 193 Absatz 2 der 
Haushaltsordnung kann für eine bereits 
begonnene Maßnahme eine Finanzhilfe 
gewährt werden, wenn der Antragsteller 
nachweisen kann, dass die Maßnahme vor 
der Unterzeichnung der 
Finanzhilfevereinbarung anlaufen musste. 
Außer in hinreichend begründeten 
Ausnahmefällen sollte sich der 
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Finanzbeitrag jedoch nicht auf einen 
Zeitraum vor dem Zeitpunkt der 
Einreichung des Finanzhilfeantrags 
erstrecken. Zur Vermeidung jedweder, den 
Interessen der Union möglicherweise 
zuwiderlaufender Unterbrechung der von 
der Union geleisteten Unterstützung sollte 
die Möglichkeit bestehen, im 
Finanzierungsbeschluss Finanzbeiträge 
für Maßnahmen vorzusehen, die sich auf 
einen Zeitraum ab dem 24. Februar 2022 
erstrecken, selbst wenn sie vor der 
Einreichung des Finanzhilfeantrags 
begonnen haben.

Finanzbeitrag jedoch nicht auf einen 
Zeitraum vor dem Zeitpunkt der 
Einreichung des Finanzhilfeantrags 
erstrecken.

Begründung

In der Haushaltsordnung ist der allgemeine Grundsatz verankert, dass Finanzhilfen nicht 
rückwirkend gewährt werden. Die Hauptziele dieses Instruments gemäß Artikel 3 sind die 
Förderung von Wettbewerbsfähigkeit, Effizienz und Zusammenarbeit. Maßnahmen, die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Instruments bereits durchgeführt wurden, hätten die durch 
das Instrument gebotenen Anreize nicht benötigt; die begrenzten verfügbaren Mittel könnten 
daher besser genutzt werden, um Anreize für künftige und nicht realisierte 
Kooperationsmaßnahmen zwischen den Mitgliedstaaten zu schaffen.

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 25 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25a) Auf diese Verordnung finden die 
vom Europäischen Parlament und vom 
Rat gemäß Artikel 322 AEUV erlassenen 
horizontalen Haushaltvorschriften 
Anwendung. Diese Vorschriften sind in 
der Haushaltsordnung festgelegt und 
regeln insbesondere das Verfahren für die 
Aufstellung und Ausführung des 
Haushaltsplans sowie die Kontrolle der 
Verantwortung der Finanzakteure. Die 
auf der Grundlage des Artikels 322 AEUV 
erlassenen Vorschriften enthalten auch 
eine allgemeine Konditionalitätsregelung 
zum Schutz des Haushalts der Union.
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Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 26

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(26) Gemäß der Haushaltsordnung, der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates3, der Verordnung (Euratom, EG) 
Nr. 2988/95 des Rates4, der Verordnung 
(Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates5 und 
der Verordnung (EU) 2017/1939 des 
Rates6 sollen die finanziellen Interessen der 
Union geschützt werden, indem 
verhältnismäßige Maßnahmen unter 
anderem zur Prävention, Aufdeckung, 
Behebung und Untersuchung von 
Unregelmäßigkeiten und Betrug, zur 
Einziehung entgangener, rechtsgrundlos 
gezahlter oder nicht widmungsgemäß 
verwendeter Mittel und gegebenenfalls 
verwaltungsrechtliche Sanktionen ergriffen 
werden. Insbesondere kann das 
Europäische Amt für Betrugsbekämpfung 
(OLAF) gemäß der Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 883/2013 sowie der 
Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 
Untersuchungen, einschließlich Kontrollen 
und Überprüfungen vor Ort, durchführen, 
um festzustellen, ob ein Betrugs- oder 
Korruptionsdelikt oder eine sonstige 
rechtswidrige Handlung zum Nachteil der 
finanziellen Interessen der Union vorliegt. 
Wie in der Richtlinie (EU) 2017/1371 des 
Europäischen Parlaments und des Rates7 
vorgesehen ist, kann die Europäische 
Staatsanwaltschaft (EUStA) gemäß der 
Verordnung (EU) 2017/1939 Betrugsfälle 
und sonstige gegen die finanziellen 
Interessen der Union gerichtete 
rechtswidrige Handlungen untersuchen und 
verfolgen. Nach der Haushaltsordnung ist 
jede Person oder Stelle, die Unionsmittel 
erhält, verpflichtet, uneingeschränkt am 
Schutz der finanziellen Interessen der 
Union mitzuwirken, der Kommission, dem 
OLAF, der EUStA und dem Europäischen 

(26) Gemäß der Haushaltsordnung, der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates3, der Verordnung (Euratom, EG) 
Nr. 2988/95 des Rates4, der Verordnung 
(Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates5 und 
der Verordnung (EU) 2017/1939 des 
Rates6 sollen die finanziellen Interessen der 
Union geschützt werden, indem 
verhältnismäßige Maßnahmen unter 
anderem zur Prävention, Aufdeckung, 
Behebung und Untersuchung von 
Unregelmäßigkeiten und Betrug, zur 
Einziehung entgangener, rechtsgrundlos 
gezahlter oder nicht widmungsgemäß 
verwendeter Mittel und gegebenenfalls 
verwaltungsrechtliche Sanktionen ergriffen 
werden. Insbesondere kann das 
Europäische Amt für Betrugsbekämpfung 
(OLAF) gemäß der Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 883/2013 sowie der 
Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 
Untersuchungen, einschließlich Kontrollen 
und Überprüfungen vor Ort, durchführen, 
um festzustellen, ob ein Betrugs- oder 
Korruptionsdelikt oder eine sonstige 
rechtswidrige Handlung zum Nachteil der 
finanziellen Interessen der Union vorliegt. 
Es ist von entscheidender Bedeutung, 
Korruption zu bekämpfen und die 
Rechtsstaatlichkeit zu wahren. Wie in der 
Richtlinie (EU) 2017/1371 des 
Europäischen Parlaments und des Rates7 
vorgesehen ist, kann die Europäische 
Staatsanwaltschaft (EUStA) gemäß der 
Verordnung (EU) 2017/1939 Betrugsfälle 
und sonstige gegen die finanziellen 
Interessen der Union gerichtete 
rechtswidrige Handlungen untersuchen und 
verfolgen. Nach der Haushaltsordnung ist 
jede Person oder Stelle, die Unionsmittel 
erhält, verpflichtet, uneingeschränkt am 
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Rechnungshof (im Folgenden „EuRH“) die 
erforderlichen Rechte und den Zugang zu 
gewähren und sicherzustellen, dass an der 
Ausführung von Unionsmitteln beteiligte 
Dritte gleichwertige Rechte gewähren.

Schutz der finanziellen Interessen der 
Union mitzuwirken, der Kommission, dem 
OLAF, der EUStA und dem Europäischen 
Rechnungshof (im Folgenden „EuRH“) die 
erforderlichen Rechte und den Zugang zu 
gewähren und sicherzustellen, dass an der 
Ausführung von Unionsmitteln beteiligte 
Dritte gleichwertige Rechte gewähren.

_________________ _________________
3 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. September 2013 über die 
Untersuchungen des Europäischen Amtes 
für Betrugsbekämpfung (OLAF) und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1073/1999 des Europäischen 
Parlaments und des Rates und der 
Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des 
Rates (ABl. L 248 vom 18.9.2013, S. 1).

3 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. September 2013 über die 
Untersuchungen des Europäischen Amtes 
für Betrugsbekämpfung (OLAF) und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1073/1999 des Europäischen 
Parlaments und des Rates und der 
Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des 
Rates (ABl. L 248 vom 18.9.2013, S. 1).

4 Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 
des Rates vom 18. Dezember 1995 über 
den Schutz der finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften (ABl. L 312 
vom 23.12.1995, S. 1).

4 Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 
des Rates vom 18. Dezember 1995 über 
den Schutz der finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften (ABl. L 312 
vom 23.12.1995, S. 1).

5 Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 
des Rates vom 11. November 1996 
betreffend die Kontrollen und 
Überprüfungen vor Ort durch die 
Kommission zum Schutz der finanziellen 
Interessen der Europäischen 
Gemeinschaften vor Betrug und anderen 
Unregelmäßigkeiten (ABl. L 292 vom 
15.11.1996, S. 2).

5 Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 
des Rates vom 11. November 1996 
betreffend die Kontrollen und 
Überprüfungen vor Ort durch die 
Kommission zum Schutz der finanziellen 
Interessen der Europäischen 
Gemeinschaften vor Betrug und anderen 
Unregelmäßigkeiten (ABl. L 292 vom 
15.11.1996, S. 2).

6 Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates 
vom 12. Oktober 2017 zur Durchführung 
einer Verstärkten Zusammenarbeit zur 
Errichtung der Europäischen 
Staatsanwaltschaft (EUStA) (ABl. L 283 
vom 31.10.2017, S. 1).

6 Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates 
vom 12. Oktober 2017 zur Durchführung 
einer Verstärkten Zusammenarbeit zur 
Errichtung der Europäischen 
Staatsanwaltschaft (EUStA) (ABl. L 283 
vom 31.10.2017, S. 1).

7 Richtlinie (EU) 2017/1371 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. Juli 2017 über die strafrechtliche 
Bekämpfung von gegen die finanziellen 
Interessen der Union gerichtetem Betrug 
(ABl. L 198 vom 28.7.2017, S. 29).

7 Richtlinie (EU) 2017/1371 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. Juli 2017 über die strafrechtliche 
Bekämpfung von gegen die finanziellen 
Interessen der Union gerichtetem Betrug 
(ABl. L 198 vom 28.7.2017, S. 29).
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Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 26 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(26a) Drittländer, die Mitglieder des 
Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 
sind, können im Rahmen der durch das 
Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum eingerichteten 
Zusammenarbeit an Programmen der 
Union teilnehmen; gemäß dem EWR-
Abkommen erfolgt die Durchführung der 
Programme auf der Grundlage eines 
Beschlusses, der gemäß dem Abkommen 
erlassen wurde. Diese Drittländer sollten 
verpflichtet werden, dem zuständigen 
Anweisungsbefugten, dem OLAF, der 
EUStA und dem Rechnungshof die 
Rechte und den Zugang zu gewähren, die 
sie zur umfassenden Ausübung ihrer 
jeweiligen Befugnisse benötigen.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Förderung der 
Wettbewerbsfähigkeit und Effizienz der 
technologischen und industriellen Basis der 
europäischen Verteidigung (EDTIB) für 
eine resilientere Union, indem 
insbesondere die Anpassung der Industrie 
an den Strukturwandel, einschließlich des 
Ausbaus ihrer Produktionskapazitäten, in 
kooperativer Weise beschleunigt wird.

a) Förderung der 
Wettbewerbsfähigkeit und Effizienz der 
technologischen und industriellen Basis der 
europäischen Verteidigung (EDTIB) für 
eine resilientere Union, indem 
insbesondere die Anpassung der Industrie 
an den Strukturwandel, einschließlich des 
Ausbaus ihrer Produktionskapazitäten, in 
kooperativer Weise beschleunigt wird, 
wobei zugleich die Kosteneffizienz 
sichergestellt wird.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
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Artikel 3 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Bei der Verfolgung der Ziele wird 
unter Berücksichtigung der Arbeit der Task 
Force für die gemeinsame Beschaffung im 
Verteidigungsbereich ein Schwerpunkt auf 
der Stärkung und Entwicklung der 
industriellen Basis der europäischen 
Verteidigung liegen, damit diese 
insbesondere den dringendsten und 
kritischsten Bedarf an Verteidigungsgütern 
bewältigen kann, vor allem jenen, der 
durch die Reaktion auf die Aggression 
Russlands gegen die Ukraine entstand oder 
verschärft wurde.

2. Bei der Verfolgung der Ziele wird 
unter Berücksichtigung der Arbeit der Task 
Force für die gemeinsame Beschaffung im 
Verteidigungsbereich ein Schwerpunkt auf 
der Stärkung und Entwicklung der 
industriellen Basis der europäischen 
Verteidigung im Einklang mit der 
Rechtsgrundlage des Instruments liegen, 
damit diese insbesondere den dringendsten 
und kritischsten Bedarf an 
Verteidigungsgütern bewältigen kann, vor 
allem jenen, der durch die Reaktion auf die 
Aggression Russlands gegen die Ukraine 
entstand oder verschärft wurde.

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Bei der Verfolgung der in Absatz 2 
genannten Ziele liegt der Schwerpunkt 
darauf, die gemeinsame Beschaffung von 
Verteidigungsgütern effizienter zu 
gestalten.

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der in Absatz 1 genannte Betrag 
darf für technische und administrative 
Hilfe bei der Durchführung des 
Instruments eingesetzt werden, darunter für 
die Vorbereitung, Überwachung, 
Kontrolle, Prüfung und Evaluierung, 
einschließlich für betriebliche IT-Systeme.

2. Der in Absatz 1 genannte Betrag 
darf für technische und administrative 
Hilfe bei der Durchführung des 
Instruments eingesetzt werden, darunter für 
die Vorbereitung, Überwachung, 
Kontrolle, Prüfung und Evaluierung, 
einschließlich für betriebliche IT-Systeme. 
Es werden spezifische Kriterien für den 
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Betrag festgelegt, der den einzelnen 
Durchführungsmaßnahmen zugewiesen 
wird.

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Soweit dies für die Durchführung 
einer Maßnahme erforderlich ist, können 
sich Finanzbeiträge auf einen Zeitraum 
vor dem Datum des Finanzhilfeantrags 
für die betreffende Maßnahme unter der 
Bedingung erstrecken, dass die 
Maßnahme nicht vor dem 24. Februar 
2022 begonnen wurde.

entfällt

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Die finanzielle Unterstützung 
durch die Union wird in den in der 
Haushaltsordnung vorgesehenen 
Finanzierungsformen gewährt, 
insbesondere in Form von Finanzhilfen. 
Die Arten der Finanzierung und die 
Methoden der Durchführung werden 
danach ausgewählt, ob mit ihnen die 
spezifischen Ziele der Maßnahmen 
verwirklicht und Ergebnisse erzielt 
werden können, wobei insbesondere die 
Kontrollkosten, der Verwaltungsaufwand 
und das Risiko von Interessenkonflikten 
zu berücksichtigen sind. Vorrang 
eingeräumt wird der Finanzierung durch 
Erstattung der tatsächlich entstandenen 
förderfähigen Kosten, wobei 
Abweichungen von dieser Methode zu 
begründen sind.



AD\1275314DE.docx 23/30 PE742.403v02-00

DE

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Der Finanzbeitrag der Union zu 
jeder Maßnahme wird auf 20 % des 
geschätzten Wertes des gemeinsamen 
Beschaffungsauftrags je Konsortium aus 
Mitgliedstaaten und assoziierten Ländern 
begrenzt.

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten oder 
assoziierten Drittländer bestellen einen 
Beschaffungsbeauftragten, der in ihrem 
Namen für die Zwecke der gemeinsamen 
Beschaffung tätig wird. Der 
Beschaffungsbeauftragte führt die 
Beschaffungsverfahren durch und schließt 
die daraus resultierenden Vereinbarungen 
mit den Auftragnehmern im Namen der 
teilnehmenden Mitgliedstaaten.

1. Die Mitgliedstaaten oder 
assoziierten Drittländer bestellen einen 
Beschaffungsbeauftragten, der in ihrem 
Namen für die Zwecke der gemeinsamen 
Beschaffung tätig wird. Der 
Beschaffungsbeauftragte führt die 
Beschaffungsverfahren durch und schließt 
die daraus resultierenden Vereinbarungen 
mit den Auftragnehmern im Namen der 
teilnehmenden Mitgliedstaaten wie 
angegeben. Die Kommission konsultiert 
den Beschaffungsbeauftragten zu den bei 
der Maßnahme erzielten Fortschritten, 
bevor die Zahlung ausgeführt wird.

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Der teilnehmende Mitgliedstaat 
übermittelt der Kommission eine 

6. Der teilnehmende Mitgliedstaat 
übermittelt der Kommission eine 
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Notifzierung des Beschaffungsbeauftragten 
über die Garantien, die von einem an der 
gemeinsamen Beschaffung beteiligten 
Auftragnehmer oder Unterauftragnehmer, 
der in der Union oder einem assoziierten 
Drittland niedergelassen ist und durch ein 
nicht assoziiertes Drittland oder einen 
Rechtsträger eines nicht assoziierten 
Drittlands kontrolliert wird, vorgelegt 
werden. Die Garantien und 
diesbezüglichen Bestimmungen im 
Beschaffungsvertrag werden der 
Kommission auf Anfrage zur Verfügung 
gestellt. Die Garantien müssen die 
Zusicherung bieten, dass die Beteiligung 
des an der gemeinsamen Beschaffung 
beteiligten Auftragnehmers oder 
Unterauftragnehmers nicht die Sicherheits- 
und Verteidigungsinteressen der Union und 
ihrer Mitgliedstaaten, wie sie in der 
Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik gemäß Titel V des EUV 
festgelegt sind, oder den Zielen gemäß 
Artikel 3 entgegensteht.

Notifzierung des Beschaffungsbeauftragten 
über die Garantien, die von einem an der 
gemeinsamen Beschaffung beteiligten 
Auftragnehmer oder Unterauftragnehmer, 
der in der Union oder einem assoziierten 
Drittland niedergelassen ist und durch ein 
nicht assoziiertes Drittland oder einen 
Rechtsträger eines nicht assoziierten 
Drittlands kontrolliert wird, vorgelegt 
werden. Die Garantien, die allgemeinen 
Beträge im Instruments zur Stärkung der 
Europäischen Verteidigungsindustrie 
durch Gemeinsame Beschaffung und die 
diesbezüglichen Bestimmungen im 
Beschaffungsvertrag werden der 
Kommission und allen Organen der 
Union, die für die Überwachung der 
Haushaltsmittel und den Schutz der 
finanziellen Interessen der Union 
zuständig sind, auf Anfrage zur Verfügung 
gestellt. Die Garantien müssen die 
Zusicherung bieten, dass die Beteiligung 
des an der gemeinsamen Beschaffung 
beteiligten Auftragnehmers oder 
Unterauftragnehmers nicht die Sicherheits- 
und Verteidigungsinteressen der Union und 
ihrer Mitgliedstaaten, wie sie in der 
Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik gemäß Titel V des EUV 
festgelegt sind, oder den Zielen gemäß 
Artikel 3 entgegensteht.

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

9. Verfahren und Verträge bezüglich 
der gemeinsamen Beschaffung umfassen 
auch die Anforderung, dass das 
Verteidigungsgut keiner Beschränkung 
durch ein nicht assoziiertes Drittland oder 
einen Rechtsträger eines nicht assoziierten 
Drittlands unterliegen darf.

9. Verfahren und Verträge bezüglich 
der gemeinsamen Beschaffung umfassen 
auch eine Anforderung, die festlegt, dass 
das Verteidigungsgut keiner Beschränkung 
durch ein nicht assoziiertes Drittland oder 
einen Rechtsträger eines nicht assoziierten 
Drittlands unterliegen darf.
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Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1 – Nummer 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. dem geschätzten Umfang der 
gemeinsamen Beschaffung und etwaigen 
Erklärungen der Teilnehmer, dass sie die 
beschafften Verteidigungsgüter gemeinsam 
nutzen, vorrätig halten, als gemeinsames 
Eigentum besitzen oder instand halten 
werden;

5. dem geschätzten Umfang der 
gemeinsamen Beschaffung, für den ein 
Mindestbetrag festgelegt wird, mit dem 
eine tatsächliche und messbare Wirkung 
sichergestellt wird, und etwaigen 
Erklärungen der Teilnehmer, dass sie die 
beschafften Verteidigungsgüter gemeinsam 
nutzen, vorrätig halten, als gemeinsames 
Eigentum besitzen oder instand halten 
werden;

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. In dem Arbeitsprogramm werden 
die Finanzierungsprioritäten im Einklang 
mit dem in Artikel 3 Absatz 2 genannten 
Bedarf festgelegt.

4. In dem Arbeitsprogramm werden 
die Finanzierungsprioritäten im Einklang 
mit dem in Artikel 3 Absatz 2 genannten 
Bedarf einschließlich einer Begründung für 
die Freigabe von Mitteln festgelegt.

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Im Arbeitsprogramm werden das 
Verfahren für die Evaluierung und 
Auswahl der Vorschläge sowie die 
Beschreibung des Überwachungs- und 
Auszahlungsverfahrens während der 
gesamten Durchführung der betreffenden 
Maßnahme festgelegt.
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Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 4 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4b. Im Arbeitsprogramm wird die 
Form der Unionsfinanzierung gemäß 
Artikel 8 festgelegt.
Das Arbeitsprogramm enthält 
erforderlichenfalls eine genaue 
Beschreibung der Etappenziele und 
Zielwerte, anhand deren die Fortschritte 
bei der Verwirklichung der Ziele, die 
Überprüfungsverfahren und die 
Methoden zur Korrektur im Falle 
unzureichender Erfüllung bestimmt 
werden können.

Begründung

Die Meilensteine und Zielvorgaben, die Überprüfungsverfahren und die 
Korrekturmechanismen müssen angemessen detailliert sein, um eine wirtschaftliche 
Haushaltsführung zu gewährleisten, entsprechend den Erfahrungen bei anderen Instrumenten 
wie der Aufbau- und Resilienzfazilität.

Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der Bericht baut auf 
Konsultationen der Mitgliedstaaten und 
wichtiger Interessenträger auf und bewertet 
insbesondere den Fortschritt hinsichtlich 
der Erreichung der Ziele gemäß Artikel 3.

2. Der Bericht baut auf 
Konsultationen der Mitgliedstaaten und 
wichtiger Interessenträger auf und bewertet 
insbesondere den Fortschritt hinsichtlich 
der Erreichung der Ziele gemäß Artikel 3. 
Er analysiert auch die 
grenzüberschreitende Teilnahme, 
einschließlich von KMU und 
Unternehmen mit mittlerer 
Kapitalisierung, an Maßnahmen, die im 
Rahmen des Instruments durchgeführt 
werden, sowie die Einbeziehung von 
KMU und Unternehmen mit mittlerer 



AD\1275314DE.docx 27/30 PE742.403v02-00

DE

Kapitalisierung in die globale 
Wertschöpfungskette. 

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 12a
Schutz der finanziellen Interessen der 

Union
1. Die Kommission gewährleistet bei 
der Durchführung der nach dieser 
Verordnung finanzierten Maßnahmen 
den Schutz der finanziellen Interessen der 
Union durch geeignete 
Präventivmaßnahmen gegen Betrug, 
Korruption und sonstige rechtswidrige 
Handlungen, durch wirksame Kontrollen 
und – bei Feststellung von 
Unregelmäßigkeiten – durch 
Rückforderung zu Unrecht gezahlter 
Beträge sowie gegebenenfalls durch 
wirksame, verhältnismäßige und 
abschreckende verwaltungsrechtliche und 
finanzielle Sanktionen.
2. Die Kommission oder ihre 
Vertreter und der Rechnungshof sind 
befugt, bei allen Zuschussempfängern, 
Auftragnehmern und 
Unterauftragnehmern, die im Rahmen 
des Instruments Unionsmittel erhalten 
haben, Rechnungsprüfungen anhand von 
Unterlagen und vor Ort durchzuführen.
3. Das OLAF kann gemäß den 
Bestimmungen und Verfahren der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates und der Verordnung (Euratom, 
EG) Nr. 2185/96 des Rates 
Untersuchungen, einschließlich 
Kontrollen und Überprüfungen vor Ort 
durchführen, um festzustellen, ob im 
Zusammenhang mit einer 
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Finanzhilfevereinbarung, einem 
Finanzhilfebeschluss oder einem Vertrag 
über eine Finanzierung aus dem 
Instrument ein Betrugs- oder 
Korruptionsdelikt oder eine sonstige 
rechtswidrige Handlung zum Nachteil der 
finanziellen Interessen der Union vorliegt.
4. Wie in der Richtlinie 
(EU) 2017/1371 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vorgesehen ist, 
kann die EUStA gemäß der Verordnung 
(EU) 2017/1939 Betrugsfälle und sonstige 
gegen die finanziellen Interessen der 
Union gerichtete rechtswidrige 
Handlungen untersuchen und verfolgen.
5. Beteiligt sich ein Drittland oder 
ein in einem Drittland niedergelassener 
Rechtsträger an dem Instrument, so 
gewährt es bzw. er – unbeschadet der 
Absätze 1, 2, 3 und 4 – dem zuständigen 
Anweisungsbefugten, dem OLAF, der 
EUStA und dem Rechnungshof die 
erforderlichen Rechte und den Zugang, 
damit diese ihre jeweiligen Befugnisse 
umfassend wahrnehmen können. 

Begründung

Die Rolle der Kommission, des Rechnungshofs, des Europäischen Amtes für 
Betrugsbekämpfung und der Europäischen Staatsanwaltschaft kann detailliert festgelegt 
werden, um einen angemessenen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu 
gewährleisten. Darüber hinaus müsste diese Rolle im Zusammenhang mit Drittländern oder 
in einem Drittland niedergelassenen Rechtsträgern gestärkt werden.
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